
 
Zustellungen werden nur an  
die Bevollmächtigten erbeten!  

 
 

VOLLMACHT 
 

DABB Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Amalienstr. 24, 80333 München, 

Tel (089) 28 69 58 - 0, Fax: (089) 28 69 58 - 10 
 
 
 
wird hiermit in Sachen _______________________________________ 
   
wegen  _______________________________________ 
 
 
1. zur Prozessführung (u. a. nach §§ 81ff. ZPO) einschließlich der Befugnis zur Erhebung und 

Zurücknahme von Widerklagen; 
2. den Rechtsanwälten Herrn Sebastian Rast, Frau Anja Schubert (ehem.Heidrich) und Frau 

Corinna Wiehofsky zur Vertretung und Verteidigung in Strafsachen und Bußgeldsachen (§§ 
302, 374 StPO) einschließlich der Vorverfahren sowie (für den Fall der Abwesenheit) zur 
Vertretung nach § 411 II StPO, mit ausdrücklicher Ermächtigung auch nach §§ 233 I, 234 
StPO sowie mit ausdrücklicher Ermächtigung zur Empfangnahme von Ladungen nach § 145 
a II StPO, zur Stellung von Straf- und anderen nach der Strafprozessordnung zulässigen 
Anträgen und von Anträgen nach dem Gesetz über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen, insbesondere auch für das Betragsverfahren;  

3. zur Vertretung in sonstigen Verfahren auch bei außergerichtlichen Verhandlungen aller Art 
(insbesondere in Unfallsachen zur Geltendmachung von Ansprüchen gegen Schädiger, 
Fahrzeughalter und deren Versicherer); 

4. zur Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und 
Entgegennahme von einseitigen Willenserklärungen (z.B. Kündigungen);  

5. zur Vertretung vor Verfassungs- Finanz- und Verwaltungsbehörden und -gerichten;  
6. zur Vertretung vor den Arbeitsgerichten. 
7. Die Vollmacht gilt für alle Instanzen und erstreckt sich auf Neben- und Folgeverfahren aller 

Art (z. B. Arrest und einstweilige Verfügung, Kostenfestsetzungs-, Zwangsvollstreckungs-, 
Interventions-, Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs- und Hinterlegungsverfahren 
sowie Insolvenzverfahren). Sie umfasst insbesondere die Befugnis, Zustellungen zu bewirken 
und entgegenzunehmen, die Vollmacht ganz oder teilweise auf andere zu übertragen 
(Untervollmacht), Rechtsmittel einzulegen, zurückzunehmen oder auf sie zu verzichten, den 
Rechtsstreit oder außergerichtliche Verhandlungen durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu erledigen, Geld, Wertsachen und Urkunden, insbesondere auch den 
Streitgegenstand und die von dem Gegner, von der Justizkasse oder von sonstigen Stellen zu 
erstattenden Beträge entgegenzunehmen sowie Akteneinsicht zu nehmen.  

 
 
 

     Unterschrift: ___________________  Datum: ___________________ 
 
 
 
 
 
 



Mandanten-Information 
 
 
Im Zusammenhang mit der Begründung des Mandatsverhältnisses möchten wir Ihnen gerne 
vorab einige grundsätzliche organisatorische Informationen zukommen lassen: 
 
1. Anwaltliche Tätigkeit 
 
Mit Unterzeichnung und Übersendung unserer Vollmacht erteilen Sie uns das Mandat, für Sie 
gegenüber Dritten tätig zu werden (so genannte Geschäftsbesorgung). Sofern wir mit Ihnen 
keine gesonderte Vergütungsvereinbarung treffen, richten sich unsere Gebühren nach dem 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG). Die Gebühren richten sich somit regelmäßig nach dem 
Gegenstandswert. 
 
2. Rechtsschutzversicherte Mandate 
 
a) Sofern Sie eine Rechtsschutzversicherung haben, informieren Sie uns gerne unter Angabe 

des Versicherers und der Versicherungsnummer. Als Service klären wir dann mit Ihrem 
Rechtsschutzversicherer, inwieweit Kostenschutz besteht und führen die notwendige 
Korrespondenz. Sollte die Rechtsschutzversicherung nicht eintreten, ist davon das 
bestehende Mandat allerdings unberührt. 

 
b) Eine eventuell zwischen Ihnen und Ihrem Rechtsschutzversicherer im Versicherungsvertrag 

vereinbarte Selbstbeteiligung ist durch Sie zu tragen. Eine Selbstbeteiligung fällt 
grundsätzlich je bearbeiteter Angelegenheit neu an. Beispiel: Ein 
Kündigungsschutzverfahren wird im Wege eines Beendigungsvergleiches beendet, in dem 
die Arbeitgeberseite verpflichtet wird, ein sehr gutes Arbeitszeugnis zu erteilen. Wenn dann 
im Nachhinein ein Arbeitszeugnis der Notenstufe „befriedigend“ erteilt wird, ist das 
Verfahren zur Durchsetzung der Zeugniskorrektur eine neue Angelegenheit und führt zu 
einem erneuten Anfall einer Selbstbeteiligung. 

 
c) Details zum Versicherungsumfang entnehmen Sie bitte den zwischen Ihnen und Ihrem 

Rechtsschutzversicherer vereinbarten Bedingungen.  
 
d) Besonderheit gelten regelmäßig im Bereich des Strafrechtsschutzes:  

 
Im Bereich verkehrsrechtlicher Vergehen gilt: Wird rechtskräftig festgestellt, dass Sie das 
Ihnen vorgeworfene Vergehen vorsätzlich begangen haben, sind Sie verpflichtet, Ihrem 
Rechtsschutzversicherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat.  

 
Für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche 
wie auch fahrlässige Begehung strafbar ist, besteht Rechtsschutz, solange Ihnen ein 
fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird Ihnen hingegen vorgeworfen, ein solches 
Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, besteht nur dann Versicherungsschutz, wenn 
nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass Sie vorsätzlich gehandelt haben. 
 

 



Es besteht in keinem Fall Versicherungsschutz, wenn Ihnen ein Verbrechen oder Vergehen 
vorgeworfen wird, das nur vorsätzlich begangen werden kann (zum Beispiel Beleidigung, 
Diebstahl, Betrug). 

 
3. Mandatsbearbeitung 
 
Nachdem wir von Ihnen die zum Beginn der Mandatsbearbeitung notwendigen Informationen 
und Unterlagen erhalten haben, arbeiten wir uns in Ihren Fall ein und kommen gerne auf Sie zu, 
um das weitere Verfahren zu besprechen. 

 
Sollten Sie weitere Fragen im Zusammenhang mit der Begründung und des Ablaufes des 
Mandatsverhältnisses haben, zögern Sie bitte nicht, vorab auf uns zuzukommen, so dass wir 
diese Punkte gemeinsam klären können.  
 
4.  E-Mail-Kommunikation 
 
Gerne stehen wir Ihnen per Mail zur Verfügung, möchten Sie aber auf die  
fehlende Vertraulichkeit bei der E-Mail-Kommunikation hinweisen. Sämtliche Korrespondenz 
wird bei uns innerhalb der sog. elektronischen Akte gespeichert, sofern dies für die Bearbeitung 
des Falles notwendig ist.  
 
5.  Datenschutz 
 
Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre Daten in unserem EDV-System 
gespeichert werden. Wir versichern Ihnen, Ihre Daten nicht an Dritte weiterzugeben, Zugriff auf 
diese Daten und Ihre Akte haben nur die innerhalb dieser Kanzlei agierenden Sachbearbeiter. 
Eine Weitergabe erfolgt lediglich im Rahmen der Wahrnehmung des Mandats (Gegenseite, 
Gerichte, Behörden) und unter Rücksprache mit Ihnen.  

 
6.  Kundenzufriedenheit 
 
Für uns hat Ihre Zufriedenheit höchste Relevanz. Sollten Sie mit der Servicequalität 
einmal nicht zufrieden sein, so stehen wir Ihnen die Geschäftsführer (Sebastian Rast) 
direkt als Ansprechpartner zur Verfügung (rast@dabb-recht.de) oder telefonisch unter: 
089/28 69 58 - 0).  
 
 
 
Wir freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:rast@dabb-recht.de


 
 
 
 
 
 
 

                        EINVERSTÄNDNISERKLÄRUNG ELEKTRONISCHER SCHRIFTVERKEHR 
 
                        in Sachen  
 

(Aktenzeichen)   
 
 
 
 

 
ELEKTRONISCHER SCHRIFTVERKEHR 
Der Versand und Empfang von Emails kann unsicher sein. Sollte z.B. Ihr elektronisches 
Postfach nicht hinreichend gesichert sein oder sollten Dritte ein Passwort zum Zugriff 
haben, können diese sich von Emails Kenntnis verschaffen. Bei nicht oder nicht hinreichend 
verschlüsseltem Versand von Emails können Dritte diese auch darüber hinaus auslesen und 
damit vom Inhalt einer solchen Email Kenntnis nehmen. 
Mit dem Versand und Empfang elektronische Post von und durch die Rechtsanwälte und 
Mitarbeiter der Kanzlei DABB Rechtsanwalts GmbH zum Zwecke der Mandatsbearbeitung 
und Mandatsabwicklung bin ich einverstanden. Ich rufe mein Email-Postfach regelmäßig ab. 
Ich kann diese Einwilligung jederzeit durch schriftliche oder textliche (z.B. E-Mail), 
mündliche oder fernmündliche Erklärung gegenüber der Kanzlei für die Zukunft widerrufen. 
Der Widerruf für die Zukunft lässt die Rechtmäßigkeit der Einwilligung in den E-Mail-
Schriftverkehr, der bis zum Zeitpunkt des Widerrufs erfolgt ist, unberührt. 
 
Name/Unterschrift: _____________________   Datum: __________________ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Datenübermittung an sonstige Dritte 
Im Ablauf einer Anwaltskanzlei ist es teilweise notwendig oder unvermeidlich, Daten und 
mandatsbezogene Informationen nicht nur an Gerichte, Behörden, die Gegenpartei(en), deren 
Anwälte oder Rechtsvertreter, sondern auch an weitere Dritte zu übermitteln. Ich bin mit der 
Übermittlung meiner personenbezogenen Daten und sonstigen mandatsbezogenen 
Informationen im Rahmen des erteilen Auftrags auch an  
 

a) meine jeweils zuständige Rechtsschutzversicherung, sowohl per Fax, E-Mail, als aber auch 
über elektronische Rechtsschutzversicherungsdienste  

b) KFZ-Haftpflicht (Kasko) Versicherung(en)  

c) sonstige private/gesetzliche Versicherungen, die mandatsbezogen mit der Abwicklung 
von Ansprüchen betraut sind oder mandatsbezogen Ansprüche geltend machen 

d) die anwaltliche Vermögenshaftpflichtversicherung  

e) Behörden 

f) Träger der Sozialversicherung 

g) Ärzte / Krankenhäuser / Krankenkassen 

h) ggf. von Ihnen benannte Zeugen 

i) Sachverständige 

- wenn und soweit im Rahmen für die Mandatsführung notwendig, während und soweit 
notwendig auch nach Beendigung des Mandats - 

j) bei notwendiger Wartung der EDV Anlage der Kanzlei DABB Rechtsanwalts GmbH an die 
Wartungsperson, wenn dies technisch unvermeidlich ist, und wenn das ausführende EDV-
Unternehmen und dessen Mitarbeiter zum Datenschutz und zur Vertraulichkeit besonders 
verpflichtet sind. 

k) Zur Überprüfung des Qualitätsstandards der Kanzlei DABB Rechtsanwalts GmbH durch die 
zertifizierende Person (QM-Zertifizierung), sofern das zertifizierende Unternehmen und 
dessen Mitarbeiter zum Datenschutz und zur Vertraulichkeit besonders verpflichtet sind, 

im Rahmen des für den Betrieb der Kanzlei DABB Rechtsanwalts GmbH notwendigen 
Umfangs während und soweit notwendig auch nach Beendigung des Mandats, 
einverstanden. 
Ich kann diese Einwilligung jederzeit durch schriftliche oder textliche (z.B. E-Mail), 
mündliche oder fernmündliche Erklärung gegenüber der Kanzlei für die Zukunft 
jederzeit widerrufen. Der Widerruf für die Zukunft lässt die Rechtmäßigkeit der 
Einwilligung in den E-Mail-Schriftverkehr, der bis zum Zeitpunkt des Widerrufs erfolgt 
ist, unberührt. 
 
 
Unterschrift: ___________________  Datum: ___________________ 



 
 
 
Datenschutzerklärung der Kanzlei DABB Rechtsanwalts GmbH 
Nachfolgend stellen wir Ihnen die Umstände dar und geben Ihnen einen Überblick über die 
Verarbeitungsvorgänge personenbezogener Daten durch unsere Rechtsanwaltskanzlei. Wir 
verweisen hierbei auf Ihre Rechte im Zusammenhang mit dem Datenschutz. 
 
1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich 
wenden 
Verantwortliche Stelle ist: 
Kanzlei   DABB Rechtsanwalts GmbH 
Adresse  Amalienstr. 24, 80333 München 
Telefon:   089/286958-0 
Fax:    089/286958-10 
E-Mail-Adresse:  info@dabb-recht.de 
 
Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter 
DSB   PROLIANCE GmbH 
Adresse  Friedrichstr. 22, 80801 München 
Telefon:   089/2500 392 20 
E-Mail-Adresse:  info@datenschutzexperte.de 
 
2. Datenerhebung- und Nutzung 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung 
von unseren Mandanten oder anderen Auftraggebern (z.B. IT-Dienstleistern oder sonstigen 
Dienstleistern, die wir zur Erfüllung unserer Aufgaben heranziehen) erhalten.  
Weiter verarbeiten wir – wenn und soweit das für die Erbringung unserer anwaltlichen 
Leistungen erforderlich ist – personenbezogene Daten, die wir von Dritten zulässigerweise (z. 
B. zur Ausführung von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder aufgrund einer von Ihnen 
erteilten Einwilligung) erhalten haben.  
Hierzu gehören: 
- Versicherungen, auch Rechtsschutzversicherungen 
- Gerichte einschließlich der Geschäftsstellen und sonstiger Verwaltung/Behörden 
- Ärzte 
- Sachverständiger 
Zum anderen verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen 
Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und Vereinsregister, Presse, 
Medien, Internet; Registrare (z.B. DPMA)) zulässigerweise beziehen und verarbeiten dürfen, 
oder die uns im Rahmen der Durchführung unseres Anwaltsauftrags von Dritten (z.B. 
Anspruchsgegnern, Behörden, Versicherern, Krankenhäusern, Rechtsanwälten) im Rahmen 
des anwaltlichen Schriftverkehrs übermittelt werden. 
Personenbezogene Daten bei der Stammdateneröffnung, im Zuge der Beauftragung und deren 
Abwicklung können sein: 
Name, Adresse/andere Kontaktdaten (Telefon, E-Mail-Adresse), Geburtsdatum/ort, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Familienstand, Geschäftsfähigkeit, Wohnstatus 
(Miete/Eigentum), Sozial-versicherungsdaten, Gesundheitsdaten (einschließlich 
sozialrechtlich relevante Daten), Kontodaten, Zahlungsverkehrsdaten, Lebens- und 
Rentenversicherungsdaten, Erwerbs-, Berufs- unfähigkeits- und Pflegeversicherungsdaten,  
 

mailto:info@dabb-recht.de
mailto:info@datenschutzexperte.de


 
 
private und öffentliche Krankenversicherungsdaten, Versicherungsnummern, Informationen 
aus anwaltlichem Schriftverkehr mit Dritten. 
Beim Einsatz digitaler Prozesse zur Durchführung des anwaltlichen Auftrags, z.B. durch 
elektronischen Schriftverkehr mit Rechtsschutzversicherern, sonstigen Versicherern, 
Kranken-häusern, Behörden, kann es sich um Auftragsdatenverarbeitungen handeln, für die 
wir Auftrags-datenverarbeitungsverträge mit den Auftragsdatenverarbeitern abschließen. 
 
3. Wofür wir Ihre Daten verarbeiten (Verarbeitungszweck/Rechtsgrundlage) 
Die vorbenannten, personenbezogenen Daten verarbeiten wir im Einklang mit den 
Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). 
 
3.1. Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Abs.1 b DSGVO)  
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt zur Erbringung und Abwicklung 
(einschließlich Abrechnung) anwaltlicher Dienstleistung im Rahmen der Durchführung unserer 
Verträge mit unseren Mandanten oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, die auf 
Ihre Anfrage hin erfolgen. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten Dritter kann ebenfalls zur Erbringung und 
Abwicklung anwaltlicher Dienstleistung im Rahmen des jeweiligen Dienstleistungsvertrages 
erfolgen, soweit diese mit dem Dienstleistungsvertrag zwingend in Berührung kommen, z.B. 
personenbezogene Daten Sachverständiger, Zeugen, Ansprechpartner dritter Unternehmen 
oder Behörden usw. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten Dritter erfolgt im Übrigen zur Durchführung und 
Abwicklung von Vertragsverhältnissen zu solchen Dritten, in der Regel Dienstleister oder 
Vertragspartner, bei den wir Betriebsmittel beziehen oder deren Leistungen wir zur 
Durchführung und Aufrechterhaltung der anwaltlichen Betriebstätigkeit in Anspruch nehmen; 
ausschließlich zur Anbahnung, Begründung oder Abwicklung des diesbezüglichen 
Vertragsverhältnisses. 
Der Zweck der Datenverarbeitung richtet sich nach dem jeweiligen Auftrag. Er kann z.B. die 
mündliche oder schriftliche Beratung, die Erstellung von Verträgen, die behördliche oder 
gerichtliche Vertretung, die Behandlung und den Abschluss von Vergleichen betreffen.  
Er kann weiter die Durchführung und Abwicklung sonstiger Vertragsverhältnisse mit Dritten, 
deren Leistungen zum unternehmerischen Betrieb der anwaltlichen Tätigkeit in Anspruch 
genommen werden, betreffen. 
 
3.2. Im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Abs. 1f DSGVO) 
Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages 
hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten. Beispiele: 

- Geltendmachung weiterer rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen 
Streitigkeiten 

- Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs  

- Verhinderung von Straftaten 

- Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z. B. Zutrittskontrollen) 

- Maßnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts 



 

Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und 
Produkten 

3.3. Aufgrund Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Abs. 1 a DSGVO) 
Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten für 
bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten an Rechtsschutzversicherer, sonstige 
Versicherer, Krankenhäuser, Behörden) erteilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser 
Verarbeitung auf der Grundlage Ihrer Einwilligung gegeben. Eine von Ihnen erteilte Einwilligung 
können Sie jederzeit widerrufen. Sie können auch solche Einwilligungserklärungen widerrufen, 
die vor der Geltung der EU-DSGVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden 
sind. Ein solcher Widerruf wirkt allerdings ausschließlich für die Zukunft. Das heißt, dass die 
Rechtmäßigkeit von Datenverarbeitungen, die vor einem solchen Widerruf erfolgt sind, vom 
Widerruf unberührt bleibt. 
 
3.4. Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Artikel 6 Abs.1 c DSGVO) oder Im öffentlichen 
Interesse (Artikel 6 Abs.1 e DSGVO) 
Zudem unterliegen wir als beratendes Unternehmen gegebenenfalls gesetzlichen 
Verpflichtungen (z.B. Geldwäschegesetz oder Steuergesetze). Zu den Zwecken der 
Verarbeitung gehören damit auch etwaige Kontroll- und Meldepflichten im gesetzlich 
erforderlichen und gebotenen Umfang.  
 
4. Wer bekommt meine Daten 
Innerhalb unserer Anwaltskanzlei erhalten alle Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die 
notwendigerweise mit der Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen 
betraut sind und mit diesen in Berührung kommen. Damit können solche Daten auch durch 
Dienstleister oder unseren Erfüllungsgehilfen verarbeitet werden, wenn und soweit dies den 
gesetzlichen Anforderungen an eine solche Verarbeitung genügt, und eine solche 
Verarbeitung erforderlich ist. 
Dabei ist bei der Weitergabe von Daten an Empfänger außerhalb unserer Anwaltskanzlei zu 
beachten, dass wir als Rechtsanwälte zur Verschwiegenheit über alle auftragsbezogenen 
Informationen und Wertungen im Rahmen des Anwaltsvertrages verpflichtet sind, von denen 
wir Kenntnis erlangen. Solche vertraulichen Informationen stehen damit unter einem 
besonderen gesetzlichen Schutz. Wir geben sie nur dann im erforderlichen Umfang weiter, 
wenn dies gesetzliche Bestimmungen zwingend vorschreiben, Sie rechtswirksam eingewilligt 
haben oder von uns beauftragte Auftragsverarbeiter gleichgerichtet die Einhaltung der 
anwaltlichen Vertraulichkeit sowie die Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung/des 
Bundesdatenschutzgesetzes garantieren. Die nachfolgend dargestellten Empfänger 
personenbezogener Daten erhalten diese also im Fall des Anwaltsauftrages entweder nicht, 
oder nur unter den oben genannten, eingeschränkten Bedingungen. 
Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z. B. sein: 

- öffentliche Stellen und Institutionen, Rechtsschutzversicherungen, Krankenkassen, 
Krankenhäuser, Träger der Sozialversicherung, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, gesetzliche 
und private Rentenversicherer 

- Unterstützung/Wartung von EDV-/IT-Anwendungen, Archivierung. Belegbearbeitung, ggf. 
Erbringer von Telefondienstleistungen (Büroservice), Compliance-Services, Controlling, 
Datenvernichtung, Einkauf/Beschaffung, Forderungsbeitreibung, Kundenverwaltung,  



-  

- Marketing, Medientechnik, Meldewesen, Research, Risikocontrolling, Spesenabrechnung, 
Telefonie, Videolegitimation, Webseitenmanagement, Zahlungsverkehr. 

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie im Einzelfall Ihre 
rechtswirksame Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt haben bzw. für die Sie uns von der 
Verpflichtung zur anwaltlichen Vertraulichkeit gemäß Vereinbarung oder Einwilligung befreit 
haben. 
 
5. Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt 
Eine Datenübermittlung in Länder außerhalb der EU bzw. des EWR (sogenannte Drittstaaten) 
findet nur ausnahmsweise statt, soweit dies im Einzelfall zur Durchführung des anwaltlichen 
Auftrags wegen eines Auslandsbezugs zwingend notwendig ist und Sie uns eine 
rechtswirksame Einwilligung erteilt haben. 
Wenn und soweit wir Dienstleister in einem Drittstaat einsetzen, verpflichten wir diese 
zusätzlich zur schriftlichen Weisung durch die Vereinbarung der EU-Standardvertragsklauseln 
auf die Einhaltung des europäischen Datenschutzniveaus. 
 
6. Wie lange werden meine Daten gespeichert 
Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung 
unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich ist. Hierbei kann es nach Art der 
vertraglichen Verpflichtung, z.B. bei Dauerschuldverhältnissen, erforderlich sein, für den 
gesamten Zeitraum des Dauerschuldverhältnisses oder eines gegebenenfalls sehr 
langwierigen, anwaltlich betriebenen Verfahrens, notwendig sein, die Daten über den 
gesamten Zeitraum des Vertragsverhältnisses zu speichern, so dass die Aufbewahrungsfrist 
erst mit der Beendigung eines solchen langdauernden Vertragsverhältnisses beginnt. 
Wenn die Daten zur Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr erforderlich 
sind, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn, ihre - gegebenenfalls befristete - 
Weiterverarbeitung ist zu folgenden Zwecken erforderlich: 

- Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungsfristen aus dem Handelsgesetzbuch 
(HGB), Abgabenordnung (AO), ggf. Geldwäschegesetz, und sozialversicherungsrechtlicher 
Vorschriften. Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen 
zwei bis zehn Jahre. 

- Erhaltung von Beweismitteln und Dokumentation zur Abwehr von Haftung und Durchsetzung 
von Rechtsansprüchen im Rahmen der Verjährungsvorschriften.  

Nach § 50 BRAO beträgt die Aufbewahrungsfrist anwaltlicher (auch elektronischer) 
Handakten 6 Jahre. 
Nach den §§196 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen 
bis zu 30 Jahre betragen, wobei die regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 
 
7. Welche Datenschutzrechte habe ich 
Als betroffene Person (also als diejenige Person, deren Daten verarbeitet werden) haben Sie 
ein Recht auf  
- Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 
- Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO 
- Löschung nach Artikel 17 DSGVO 
- Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO 



 
 
- Widerspruch aus Artikel 21 DSGVO 
- Datenübertragbarkeit aus Artikel 20 DSGVO 
- Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77 DSGVO i.V.m § 
19BDSG) 
Das Auskunftsrecht und das Löschungsrecht unterliegen allerdings den Einschränkungen 
nach §§ 34 und 35 BDSG. Hiermit besteht auch ein Auskunftsrecht nicht, wenn hierdurch 
Informationen offenbart werden würden, die der gesetzlichen, anwaltlichen Verschwiegenheit 
(Geheimhaltungspflicht) unterliegen. 
Eine uns erteilte Einwilligung in die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten können Sie 
uns gegenüber jederzeit widerrufen. Dies betrifft auch Einwilligungserklärungen, die Sie uns 
vor der Geltung der EU-DSG-VO, also vor dem 25.05.2018, erteilt haben. Der Widerruf wirkt 
ausschließlich für die Zukunft. Er lässt die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung, die vor dem 
Widerruf durch uns erfolgt ist, unberührt. 
Stand: V3 
Datum: 27.04.18 
 
 


